
Flächennutzungsplanänderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“ 
Gemeinde Lahntal, Ortsteil Caldern März 2023 

 Groß & Hausmann • Bahnhofsweg 22 • 35096 Weimar (Lahn)• FON 06426-92076 • FAX 06426-92077 

Bauleitplanung der Gemeinde Lahntal 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, 
Ortsteil Caldern 
 

1. Verfahrensblock: Bilanz der durchgeführten Verfahren gem. 
§ 3 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
§ 4 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 

 
Verfahrensübersicht Anzahl 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB erfolgte durch öffentliche 
Auslegung der Entwurfsunterlagen nach ortsüblicher Bekanntmachung am 02.12.2021 

 

Nach § 4 (1) BauGB beteiligte Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  37 

Eingegangene Stellungnahmen: 

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB 

30 

Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB 0 

 davon: 

– ohne Hinweise und/oder Anregungen – keine Abwägung erforderlich 17 

– mit Hinweisen und/oder Anregungen – zur Abwägung vorliegen 13 
 

Zur Abwägung vorliegende Hinweise und Anregungen 

Träger öffentlicher Belange: Stellungnahme: 
1. EAM Netz GmbH, Gladenbach 14.12.2021 

2. Hessen Mobil, Dillenburg 20.01.2022 

3. Landesverband der jüdischen Gemeinden in Hessen, Frankfurt/M. 07.12.2021 

4. Landkreis Marburg-Biedenkopf, FD Naturschutz 19.01.2022 

5. Landkreis Marburg-Biedenkopf, FD Wasser- und Bodenschutz 19.01.2022 

6. 
Landkreis Marburg-Biedenkopf, FB Ländlicher Raum und Verbrau-
cherschutz 

19.01.2022 

7. NABU-Ortsgruppe Lahntal e.V. 30.12.2021 

8. 
Regierungspräsidium Gießen - Oberirdische Gewässer, Hochwas-
serschutz 

20.01.2022 

9. Regierungspräsidium Gießen - Altlasten, Bodenschutz 20.01.2022 

10. Regierungspräsidium Gießen - Immissionsschutz II 20.01.2022 

11. Regierungspräsidium Gießen - Obere Naturschutzbehörde 20.01.2022 

12. Regierungspräsidium Gießen - Obere Landesplanungsbehörde 20.01.2022 

13. Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke, Gießen 17.01.2022 
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Privatpersonen: Stellungnahme: 
 keine Stellungnahmen eingegangen - 

  



 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 

Abwägung der durchgeführten Verfahren: 

§ 3 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
§ 4 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
 

Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 
 
Stellungnahme: EAM Netz GmbH, Gladenbach, 

vom: 14.12.2021 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise wurden wie folgt berücksichtigt. 

Die Hinweise betreffen die nachfolgenden Planungs- und Ausfüh-
rungsebenen und werden dort berücksichtigt. 
Auf Ebene der Flächennutzungsplanung besteht kein weiterer Hand-
lungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

Stellungnahme: EAM Netz GmbH, Gladenbach, 

vom: 14.12.2021 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Stellungnahme: EAM Netz GmbH, Gladenbach, 

vom: 14.12.2021 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 
Abwägung der durchgeführten Verfahren: 
§ 3 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
§ 4 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
 

Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 
 

Stellungnahme: Hessen Mobil, Dillenburg, 
vom: 20.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird wie folgt berücksichtigt. 
Die Stellungnahme ist Bestandteil der Abwägung zum parallel aufge-
stellten Bebauungsplan - auf die Abwägung dazu wird verwiesen. 
Auf Ebene der Flächennutzungsplanung besteht kein weiterer Hand-
lungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 



 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 

Abwägung der durchgeführten Verfahren: 

§ 3 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
§ 4 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 

 
Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 

 
Stellungnahme: Landesverband der jüdischen Gemeinden in Hes-

sen, Frankfurt/M., vom: 07.12.2021 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird ohne planändernde Wirkung beachtet. 

Jüdische Friedhöfe oder Begräbnisstätten sind durch vorliegende Pla-
nung nicht betroffen. Es werden daher dem Landesverband der Jüdi-
schen Gemeinden Hessen auch keine Erschließungskosten, -beiträge 
oder sonstige Kosten in Rechnung gestellt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

Stellungnahme: Landesverband der jüdischen Gemeinden in Hes-

sen, Frankfurt/M., vom: 07.12.2021 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



• DER KREISAUSSCHUSS 
Landkreis Marburg-Biedenkopf • 35034 Marburg 

Groß & Hausmann GbR 
Bahnhofsweg 22 
35096 Weimar 

0 

Beteiligungsverfahren (TÖB) 

0 0 0 0 0 

L A N D K R E I S  

0 0 0 [.il M A R B U R G  
B I E D E N K O P F  

Fachbereich: Recht und Kommunalaufsicht 
Fachdienst: Kommunal- und Verbandsaufsicht 

Träger öffentlicher Belange .................................... , ................................................................. . 
Ansprechpartner/in: Herr Bleich-Potkowa 
Zimmer: 218 a 

Telefon: 06421 405-1433 
·Fax:"· 06421 405-1650 
Vermittlung: 06421 405-0 
E-Mail: PolkowaM@marburg-biedenkopf.de ....................................................... , ....... , .. , .. , ... , .. , ......................... . 
Unser Zeichen: FD 30.2 -TÖB/12.02/2021-0081 

(bitte bei Antwort angeben) 

1 9.01 .2022 

Bauleitplanug der Gemeinde Lahntal, Ortsteil Caldern; Bebauungsplan Nr. 1 3  "Rettungswa­
che Caldern" 

Ihr Schreiben vom 07.1 2.2021 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die mit o. a. Schreiben übersandten Planunterlagen haben wir zur Kenntnis genommen. Seitens un­
seres Fachbereichs Gefahrenabwehr bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Anmerkungen 
und Hinweise werden insoweit nicht vorgebracht. 

Des Weiteren nehmen wir als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 

Fachbereich Bauen, Wasser- und Naturschutz 
Die vorliegenden Planunterlagen wurden durch den Fachbereich Bat.1en, Wasser- und Naturschutz 
geprüft. 

Seitens des Fachdienstes Bauen werden zu den Planungen keine Anregungen oder Hinweise gel­
tend gemacht. 

Die weiteren Fachdienste äußern sich wie folgt: 

Naturschutz 
Aus natur- und artenschutzrechtlicher Sicht ist keine abschließende Stellungnahme möglich, da die 
Erstellung des Artenschutz-Fachbeitrages noch nicht abgeschlossen ist und jegliche Aussagen zum 
Artenschutz sowie zur Bewältigung des Kompensationsdefizits fehlen und diese erst im Folgeverfah­
ren abgearbeitet und gelöst werden. Es werden keine grundsätzlichen Bedenken gegen das Vorha-

• Servicezelten: 
Monta9 bis Freitag 
8.00 -14.00 Uhr 
und nach Vereinbarung 

0 Dienstgebäude: 
Im Lich\enholz 60 
35043 Marburg-Cappel 
Fax: 06421 40S-1500 

0 Buslinien: 
Linie 2, 3 und 13 {H Schubertstraße) 
Linie 6 und Bus MR-80 {H Kreishaus) 

0 Bankverbindungen: 
Sparkasse Mart:IUf9·B\edenkopf I Konlo-Nr.: 19 ! BlZ: 533 500 00 
IBAN für Konto 19: DE08 5335 0000 0000 0000 19 
SWIFT-BIC.: HELADEF1MAR 

E-Mail: landkreis@marburg-biedenkopf.de ! Internet: www.marburg-biedenkopf.de I Umsatzsteuer•ID: DE 112 591 630 1 Gläubiger-ID: DE76ZZZ00000006458 

1

 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 
Abwägung der durchgeführten Verfahren: 
§ 3 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
§ 4 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
 

Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 
 

Stellungnahme: Landkreis Marburg-Biedenkopf, 
vom: 19.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1: Der Anregung wurde gefolgt. 
Im weiteren Verfahren wurde auf Basis einer Bestandskartierung und  
-bewertung ein Fachbeitrag zum Arten- und Biotopschutz sowie eine 
Umweltprüfung und ein Ausgleichskonzept erarbeitet und im Rahmen 
der Verfahren gem. § 3(2) und § 4(2) BauGB öffentlich ausgelegt sowie 
den Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zur Stellung-
nahme vorgelegt. 
Darüber hinaus wurde zwischenzeitlich der Antrag auf Entlassung aus 
dem Landschaftsschutzgebiet gestellt und mit Veröffentlichung im 
Staatsanzeiger Hessen rechtskräftig (StAnz. 31/2022 S. 896). 
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ben vorgetragen, vorausgesetzt die Entlassung aus dem LSG „Auenverbund Lahn-Ohm" wird bean­
tragt und zugelassen und der FNP entsprechend angepasst. Die folgenden Punkte sollen bei der 
weiteren Bearbeitung berücksichtigt und in den Plan eingearbeitet werden. 

Artenschutz 
Ohne eine Prüfung der artenschutzrechtlichen Aspekte besteht die Gefahr, dass artenschutzrechtli­
che Belange durch die geplante Maßnahme nachhaltig betroffen sind. Daher ist im Rahmen der Pla­
nung ein qualifizierter artenschutzrechtlicher Fachbeitrag gemäß Leitfaden für die artenschutzrechtli­
che Prüfung in Hessen für die relevanten Tiergruppen vorzulegen. Neben der Erfassung von Flora 
und Fauna im Planungsgebiet ist die Abschätzung der negativen Auswirkungen auf den Bestand der 
vor Ort vorhandenen streng oder besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten wesentlicher Be­
standteil dieser Prüfung. 
Falls Verbotstatbestände berührt werden und somit eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmi­
gung benötigt würde, müssten entsprechende Maßnahmenkonzepte für die durch den Eingriff be­
troffenen Arten entwickelt werden. 
Eingriffsregelung. -vermeidung und -minimierung 
Im Rahmen der Eingriffsminimierung sollte auch zur Erhaltung des Wegeseitengraben und der dort 
vorhandene Strukturen geprüft werden, ob die Erschließung der rückwärtig geplanten Garagen nicht 
über den vorhandenen Wirtschaftsweg geführt werden kann. Zur Sicherung könnte der Weg in den 
Geltungsbereich einbezogen werden. Diese Vermeidungsmaßnahme dient auch dem Bodenschutz 
gemäß Punkt 1 .5 der Begründung zum B-Plan. 
Das Dach der Fortbildungsstätte soll gemäß Planung als extensiv begrüntes Flachdach hergestellt 
werden. Es sollte in diesem Zuge geprüft werden, ob auch das Dach der bestehenden Rettungswache 
extensiv begrünt werden kann. 
Die im Geltungsbereich vorhandenen Gehölze sind soweit möglich zu erhalten und in die geplante 
Eingrünung zu integrieren. 
Die Befestigung der Parkplätze sollte mit minimaler Versiegelung ausgeführt und naturnah mit einer 
geeigneten Regiosaatgutmischung begrünt werden. Wassergebundene Decken oder Schotterrasen 
wären zum Abstellen der Fahrzeuge ausreichend, zumal davon auszugehen ist, dass nur wenige 
Stellplätze regelmäßig genutzt werden (vgl. Begründung Punkt 1 .4.5). 
Weiterhin sollte geprüft werden, ob anfallendes Niederschlagswasser nicht in den angrenzenden Gra­
ben eingeleitet und dort zumindest teilweise zur Versickerung gebracht werden kann. Der Graben ist 
mit seinen Strukturen zu erhalten. Die Einhaltung der 1 0  m tiefen Bauverbotszone im Uferbereich des 
Grabens (§ 23 HWG) ist abzuprüfen. Dies spricht auch für eine Nutzung und Ausbau des Feldweges 
zur Erschließung der neuen Wache. 
Kompensation 
Im Rahmen der naturschutzrechtlichen Genehmigung für die bestehende Rettungswache wurden de­
tailliert die Anlage von Grünflächen sowie die Pflanzung von Gehölzen und Fassadenbegrünung ge­
regelt. Diese Maßnahmen sind auch im NATUREG als Kompensationsfläche erfasst, im Bestands­
plan jedoch nicht dargestellt (Darstellung nur im Umweltbericht), obwohl in der Örtlichkeit vorhanden 
(z.B. Bäume). 
Eine Bewertung und Bilanzierung sowie der gleichwertige Ausgleich sind im aktuellen Verfahren si­
cherzustellen. Die Festsetzung z .B. von Pflanzstandorten für Einzelbäume soll in der Plankarte nach­
geholt werden, damit die Übernahme in die Bauantragsunterlagen gesichert ist. 
Anregungen zur Kompensation liefert auch der L-Plan der Gemeinde Lahntal, wie z. B. :  
Der "Rodenhäuser Bach" (Straßengraben westlich der L3092) ist als Kulturgewässer strukturell auf­
zuwerten, durch Sohlstabilisierung und Uferstreifen/Uferstauden. 
Hinweise 
Unter Punkt 2 . 1  der Begründung findet sich folgender Fehler: ,,Darüber hinaus kann angesichts der 
geplanten geringfügigen Ausdehnung des Friedhofsgeländes (rd. 600 m2) und der Zulässigkeit von 
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Stellungnahme: Landkreis Marburg-Biedenkopf, 
vom: 19.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der betreffende Wirtschaftsweg ist nicht Bestandteil der Planung und 
bleibt, auch aus Gründen der Verkehrssicherheit, ausschließlich dem 
landwirtschaftlichen Verkehr vorbehalten.  
Eine nachträgliche extensive Begrünung ist aus statischen Gründen 
nicht möglich. 
 
 
 
zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise betreffen die nachfolgenden Planungs- und Ausführungs-
ebenen und werden dort berücksichtigt. 
Hinsichtlich des Gewässerrandstreifens dieses Entwässerungsgrabens 
stellt der Fachdienst Wasser- und Bodenschutz des Landkreises mit 
Stellungnahme vom 19.01.2022 folgendes fest: 
"Zu den angrenzenden Gewässern mit zugehörigen Gewässerrandstrei-
fen wird ebenfalls ausreichend Abstand eingehalten." 
Auf Ebene der Flächennutzungsplanung besteht kein weiterer Hand-
lungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 4: Die Hinweise wurden berücksichtigt. 
Das Kapitel wurde überprüft und entsprechend korrigiert. 
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Vorhaben, die sich in die Umgebung einfügen, nicht von einer „Raumbedeutsamkeit" ausgegangen 
werden, da die beiden bestimmenden Kriterien: Raumbeanspruchend und Raumbeeinflussend nicht 
erfüllt sind. " 

Eine abschließende Stellungnahme zur vorgelegten Planung erfolgt erst nach der angekündigten Er­
arbeitung und Prüfung des Artenschutzfachbeitrages sowie einer vollständigen Erfassung des Ein­
griffsumfangs auch unter Berücksichtigung der durch die LSG-Genehmigung festgesetzten Kompen­
sationsflächen und -maßnahmen. 

Wasser-und Bodenschutz 

Das Vorhaben befindet sich nicht in einem Wasserschutz- oder Überschwemmungsgebiet. Zu den 
angrenzenden Gewässern mit zugehörigen Gewässerrandstreifen wird ebenfalls ausreichend Ab­
stand eingehalten. 
Das Einleiten des auf den versiegelten Flächen anfallenden und gesammelten Niederschlagswassers 
in den Untergrund (ins Grundwasser) oder in anliegende oberirdische Gewässer bedarf gern. §§ 8 ff. 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Diese ist beim Fachdienst 
Wasser- und Bodenschutz, der Unteren Wasserbehörde beim Landkreis zu beantragen. Nieder­
schlagswasser soll grundsätzlich von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasser­
wirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. 
Ferner sind für den Nachweis der Unschädlichkeit der Einleitung die technischen Regelwerke DWA­
A 1 1 7  (Bemessung von Regenrückhalteräumen (für RRB)), A 1 38 (Planung, Bau und Betrieb von 
Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) sowie M 153 (Handlungsempfehlungen zum 
Umgang mit Regenwasser) oder A 1 02 (Grundsätze zur Bewirtschaftung und Behandlung von Re­
genwetterabflüssen zur Einleitung in Oberflächengewässer) anzuwenden. Die Berechnungen sind 
mitsamt Freiflächen- und Entwässerungsplänen den Antragsunterlagen beizufügen. 

Fachbereich Ländlicher Raum und Verbraucherschutz 
Vom Grundsatz her bestehen aus agrarstruktureller Sicht keine Bedenken gegen die geplante Ände­
rung des Flächennutzungsplanes und dem Bebauungsplan, sofern folgendes berücksichtigt wird: 

• Durch den geplanten Bau eines Garagengebäudes mit 4 Stellplätzen und des Baues von Schu­
lungsräumen entsteht ein erhöhter Bedarf an Parkplätzen. Da diese, bereits auf der Planfläche 
(S.5 Abs. 6) nicht in ausreichender Anzahl zur Verfügung stehen, ist davon auszugehen, dass 
rund um das Gebäude, vor allem auf dem Wirtschaftsweg (Fist. 67) geparkt wird. Da dies in der 
Folge zu erheblichen Behinderungen des landwirtschaftlichen Verkehrs führt, ist durch entspre­
chende Maßnahmen (Halte- bzw. Parkverbotszone) sicher zu stellen, dass der landwirtschaft­
liche Verkehr diesen Bereich ungehindert, auch mit großen Maschinen, passieren kann. 

Der Gemeindevorstand der Gemeinde Lahntal erhält eine Mehrausfertigung dieser Stellungnahme 
zur Kenntnis und weiteren Prüfung der dargelegten fachbehördlichen Belange. Über das Ergebnis 
der Abwägung bitten wir, uns zu gegebener Zeit zu unterrichten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
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Stellungnahme: Landkreis Marburg-Biedenkopf, 
vom: 19.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 5: Die Hinweise wurden wie folgt berücksichtigt. 
Die Hinweise betreffen die nachfolgenden Planungs- und Ausführungs-
ebenen und werden dort beachtet. 
Auf Ebene der Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise betreffen die nachfolgenden Planungs- und Ausführungs-
ebenen und werden dort berücksichtigt. 
Auf Ebene der Flächennutzungsplanung besteht kein weiterer Hand-
lungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 
Abwägung der durchgeführten Verfahren: 
§ 3 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
§ 4 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 

 
Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 

 
Stellungnahme: NABU, Ortsgruppe Lahntal e.V., 

vom: 30.12.2021 
Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise wurden ohne planändernde Wirkung beachtet. 
Schon bei Aufstellung des Bebauungsplans hat die Gemeinde Lahntal 
darauf geachtet, den Flächenverbrauch am bestehenden Standort der 
Rettungswache so gering wie möglich zu halten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 



 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 
Abwägung der durchgeführten Verfahren: 
§ 3 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
§ 4 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 

 
Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 

 
Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 

vom: 20.01.2022 
Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 20.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 
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Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 20.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
zu 1: Die Hinweise wurden wie folgt beachtet. 
Es wurde ein Hinweis auf die Gefahr durch Starkregen in den Umweltbe-
richt aufgenommen: 
 
„Das Plangebiet liegt darüber hinaus nach der Starkregen-Hinweiskarte 
des Hessischen Landesamts für Naturschutz, Umwelt und Geologie in 
einer 1x1km-Kachel mit mittlerem Starkregen-Index und nicht erhöhter 
Vulnerabilität. 
Aufgrund der nur geringen Auflösung der Starkregen-Karte können hin-
sichtlich möglicher Starkregenereignisse keine konkreten Maßnahmen 
auf Bauleitplanebene abgeleitet werden. Gegebenenfalls erforderliche 
Sicherungsmaßnahmen obliegen den einzelnen Bauherrn auf den nach-
folgenden Planungsebenen." 
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Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 20.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2: Die Anregungen wurden wie folgt berücksichtigt. 
Im Plangebiet sind der Gemeinde Lahntal keine Altablagerungen bekannt. 
In den Planunterlagen zum Bebauungsplan befinden sich bereits allge-
meine Hinweise auf Altablagerung - diese sind i.R. der nachfolgenden 
Genehmigungs- und Ausführungsebenen grundsätzlich zu beachten. 
Auf Ebene der Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
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Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 20.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise betreffen die nachfolgenden Planungs- und Ausführungs-
ebenen und werden dort berücksichtigt. 
Auf Ebene der Flächennutzungsplanung besteht kein weiterer Hand-
lungsbedarf. 
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Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 20.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Anregungen zur Benutzung des Martinshorns werden an den Betrei-
ber der Einrichtung weitergeleitet. 
 
Auf Ebene der Bauleitplanung besteht kein Handlungserfordernis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 5: Der Anregung wurde gefolgt. 
Zwischenzeitlich wurde der Antrag auf Entlassung aus dem Land-
schaftsschutzgebiet gestellt und mit Veröffentlichung im Staatsanzeiger 
Hessen rechtskräftig (StAnz. 31/2022 S. 896). 
Auch wurde die Untere Naturschutzbehörde am Verfahren beteiligt und 
hat Stellung genommen - auf die Abwägung hierzu wird verwiesen. 
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Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 20.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im vorliegenden Fall wurde vorsorglich die Frist verlängert, obwohl kein 
gewichtiger Grund (z.B. hoher Komplexitätsgrad der Planung oder nicht 
nur unerhebliche Betroffenheit privater Belange) erkennbar war, der eine 
Verlängerung erfordert hätte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 20.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 



 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 
Abwägung der durchgeführten Verfahren: 
§ 3 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
§ 4 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
 

Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 
 

Stellungnahme: Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke, Gie-
ßen, 
vom: 17.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

Stellungnahme: Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke, Gie-
ßen, 
vom: 17.01.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Flächennutzungsplanänderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“ 
Gemeinde Lahntal, Ortsteil Caldern März 2023 

 Groß & Hausmann • Bahnhofsweg 22 • 35096 Weimar (Lahn)• FON 06426-92076 • FAX 06426-92077 

2. Verfahrensblock: Bilanz der durchgeführten Verfahren gem. 
§ 3 (2) BauGB vom 23.01.2023 bis einschließlich 03.03.2023 
§ 4 (2) BauGB vom 19.12.2022 bis einschließlich 03.02.2023 

 
Verfahrensübersicht Anzahl 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB erfolgte durch öffentliche Auslegung 
der Entwurfsunterlagen nach ortsüblicher Bekanntmachung am 12.01.2023 

 

Nach § 4 (2) BauGB beteiligte Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  43 

Eingegangene Stellungnahmen: 

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB 

27 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB 0 

 davon: 

– ohne Hinweise und/oder Anregungen – keine Abwägung erforderlich 14 

– mit Hinweisen und/oder Anregungen – zur Abwägung vorliegen 13 
 

Zur Abwägung vorliegende Hinweise und Anregungen 

Träger öffentlicher Belange: Stellungnahme: 

1. 
DB Immobilien, Kundenteam Eigentumsmanagement - Baurecht, 
Frankfurt/ Main 

02.02.2023 

2. EAM Netz GmbH, Gladenbach 16.01.2023 

3. Hessen Mobil, Dillenburg 03.01.2023 

4. Landesverband der jüdischen Gemeinden in Hessen, Frankfurt/M. 14.12.2022 

5 Landkreis Marburg-Biedenkopf, FD Wasser- und Bodenschutz 31.01.2023 

6. Landkreis Marburg-Biedenkopf, FD Naturschutz 31.01.2023 

7. 
Landkreis Marburg-Biedenkopf, FB Ländlicher Raum und Verbrau-
cherschutz 

31.01.2023 

8. 
Regierungspräsidium Gießen - Oberirdische Gewässer, Hochwas-
serschutz 

02.02.2023 

9. Regierungspräsidium Gießen - Abwasser, Gewässergüte 02.02.2023 

10. Regierungspräsidium Gießen - Altlasten, Bodenschutz 02.02.2023 

11. Regierungspräsidium Gießen - Immissionsschutz II 02.02.2023 

12. Regierungspräsidium Gießen - Obere Naturschutzbehörde 02.02.2023 

13. Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke, Gießen 01.02.2023 

 

Privatpersonen: Stellungnahme: 
 keine Stellungnahmen eingegangen - 

 

  

Flächennutzungsplanänderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“ 
Gemeinde Lahntal, Ortsteil Caldern März 2023 

 Groß & Hausmann • Bahnhofsweg 22 • 35096 Weimar (Lahn)• FON 06426-92076 • FAX 06426-92077 

Zusammenfassung 
Im Rahmen der beiden erfolgten Öffentlichkeitsbeteiligungen sind keine Stellungnahmen 
eingegangen. 
Von den beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden keine Hin-
weise bzw. Anregungen zu nicht abwägungsfähigen Sachverhalten vorgebracht. 
Hinweise auf Rechtsverletzungen wurden ebenfalls nicht vorgebracht. 
 

Empfehlung 
Beschluss über die Abwägungen und Feststellungsbeschluss gem. § 6 BauGB.  
 
 

Nächste Schritte: 

Einreichen der FNP-Änderung zur Genehmigung beim Regierungspräsidium Gießen. Nach 
erfolgter Genehmigung können die FNP-Änderung und der Bebauungsplan Nr. 13 „Ret-
tungswache Caldern“ durch ortsübliche Bekanntmachung von Genehmigungsverfügung 
(FNP-Änderung) bzw. Satzungsbeschluss (B-Plan) rechtswirksam bzw. rechtskräftig werden. 



[gffl 

OB AG• Karlstraße 6 • 60329 Frankfurt am Main Groß & Hausmann GbR Umweltplanung und Städtebau Bahnhofsweg 22 
35096 Weimar (Lahn) 

TÖB-Beteiligu ng 

DBAG 
DB Immobilien 

Kundenteam Eigentumsmanagement - Baurecht 
Camberger Straße 10 

60327 Frankfurt am Main 
www.deutschebahn.com/de/geschaefte/immobilien 

23-14 7728/DK 

Zeichen: CR.R.041 
Ihr Schreiben vom: 

Ihr Zeichen: 

02.02.2023 
· Bebauungsplan Nr. 13 „Rettungswache Caldern" 
- FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern" 

► Strecke 2870 Kreuztal - Cölbe, km 77,7, 124m entfernt 

Sehr geehrte Damen und Herren, auf Basis der uns vorliegenden Unterlagen übersendet die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG und der DB Energie GmbH bevollmächtigtes Unternehmen, hiermit folgende Gesamtstellungnahme als Träger öffentlicher Belange zum o. g. Verfahren. Durch die o. g. Bauleitplanung werden die Belange der Deutschen Bahn AG und ihrer Konzern­unternehmen nicht berührt. Wir haben daher weder Bedenken noch Anregungen vorzubringen. Wir geben jedoch nachfolgenden Hinweis zur Kenntnis. Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbe­sondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektri­sche Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. Es obliegt dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen. 
Deutsche Bahn AG 
Sitz: Berlin 
Registergericht: 
Berlin-Charlottenburg 
HRB 50 000 
USt-IdNr.: DE 811569869 

Vorsitzender des 
Aufsichtsrates: 
Werner Gatzer 

Vorstand: 
Dr. Richard Lutz, 
Vorsitzender 

Dr. Levin Holle 
Berthold Huber 
Dr. Daniela Gerd tom Markotten 
Dr. Sigrid Evelyn Nikuua 
Evelyn Palla 
Dr. Michael Peterson 
Martin Seiler 

Nähere Informationen zur Datenverarbeitung im DB·Konlern finden Sie hier: www.deutschebahn.com/datenschutz 

Unser Anliegen: 
1 DEUTS�ALANDBRAUCHT EINE STARKESCHIENE 

��b,,,,-

 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 
Abwägung der durchgeführten Verfahren: 
§ 3 (2) BauGB vom 23.01.2023 bis einschließlich 03.03.2023 
§ 4 (2) BauGB vom 19.12.2022 bis einschließlich 03.02.2023 
 

Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 
 

Stellungnahme: DB Immobilien, Kundenteam Eigentumsmanage-
ment - Baurecht, Frankfurt/ Main, 
vom: 02.02.2023 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise wurden wie folgt berücksichtigt. 
Die Hinweise betreffen die nachfolgende Ausführungsebene und wer-
den daher in die Begründung zum Bebauungsplan in das Kapitel „Hin-
weise für die Ausführungsebene“ aufgenommen. 
Auf Ebene der Flächennutzungsplanung besteht kein weiterer Hand-
lungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Mit freundlichen Grüßen 

Deutsche Bahn AG 

2/2 

+++ Datenschutzhinweis: Aus aktuellem Anlass möchten wir Sie darauf hinweisen, dass die in 
Stellungnahmen des DB Konzerns enthaltenen personenbezogenen Daten von DB Mitarbei­
ter:innen (Vor- und Nachname, Unterschrift, Telefon, E-Mail-Adresse, Postanschrift) vor der öf­
fentlichen Auslegung (insbesondere im Internet) geschwärzt werden müssen. +++ 

...... NEU bei DB Immobilien ••• Chatbot Petra steht Ihnen bei allgemeinen Fragen rund um das Thema Beteiligungen der DB bei Bauantrags-/ Planungs- und Kabelauskunftsverfahren ab sofort gerne zur Verfügung. Nutzen Sie dafür folgenden Link: 
www.deutschebahn.com/Baurechtsverfahren 

 

Stellungnahme: DB Immobilien, Kundenteam Eigentumsmanage-
ment - Baurecht, Frankfurt/ Main, 
vom: 02.02.2023 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



EAM Netz GmbH I Sinkershäuser Weg 1 l 35075 Gladenbach 

Groß & Hausmann GbR 
Bahnhofsweg 22 
35095 Weimar (Lahn) 

16. Januar 2023 

Ihre Anfrage per Brief vom 13.12.2022 
Ihr Zeichen: Unser Zeichen: PAP 22-25065 „Rettungswache Caldern" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir nehmen Bezug auf oben genanntes Schreiben. 

Grundsätzlich gibt es zur geplanten Aufstellung/Änderung des Flächennut­
zungsplanes / des Bebauungsplanes Nr. 13 "Rettungswache Caldern" keine 
Einwände. 
Folgende Hinweise sind jedoch zu beachten: 

• Die Versorgung mit elektrischer Energie erfolgt aus dem Ortsnetz 
über bereits vorhandene bzw. noch zu verlegende Versorgungsleitun­
gen. 

• In dem von Ihnen angegebenen Baubereich sind zurzeit keine Netz­
baumaßnahmen geplant. 

• Beiliegend erhalten Sie unsere aktuellen Bestands-/ Übersichtspläne 
mit eingezeichneten Anlagen. Wir bitten um Übernahme des Bestan­
des in Ihre Planunterlagen. • Die Planangaben erfolgen ohne Gewähr und sind ausschließlich für 
Planungszwecke zu verwenden. Eine Weitergabe an Dritte ist unzu­
lässig. 

• Bitte weisen Sie insbesondere die von Ihnen beauftragten Unterneh­
men auf diese Tatsache hin. 

• Die Pläne dienen nur der Information und dürfen nicht zur Lagefest­
stellung verwendet werden. 

• Sollten sich Änderungen der Pläne ergeben, bitten wir um erneute 
Benachrichtigung vor Beginn der Rechtskräftigkeit. 

• Das Merkblatt 'Schutz von Versorgungsanlagen der EAM Netz GmbH' 
in der jeweiligen aktuellen Fassung ist zu beachten. • Wir bitten um weitere Beteiligung bei Ihren Planungen. 

vo■TSM =vTSM 

EAM Netz 
Ein Unternehmen der (f> Gruppe 

EAM Netz GmbH 
Sinkershäuser Weg 1 
35075 Gladenbach 
www.EAM-Netz.de 

Netzregion 
Dillenburg-Biedenkopf 
Thomas Brück 
Tel. 06462 92592-5610 
Fax 06462 92592-4175 
Thomas.Brueck@EAM-Netz.de 

Vorsitzender des 
Aufsichtsrats: 
Hans-Hinrich Schriever 

Geschäftsführer: 
Dr. Sebastian Breker 
Jörg Hartmann 

Sitz Kassel 
Amtsgericht Kassel 
HRB 14608 
St.-Nr. 026 225 52126 
Landeskreditkasse Kassel 
IBAN DE45 5205 
0000 4014 0000 06 
BIC HELADEFF 

Datenschutzhinweis: 
www.EAM-Netz.de/ 
Datenschutzinformation 

AUSBILDUNGS­
BETRIEBE 

1 / 2  

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 

Abwägung der durchgeführten Verfahren: 

§ 3 (2) BauGB vom 23.01.2023 bis einschließlich 03.03.2023 
§ 4 (2) BauGB vom 19.12.2022 bis einschließlich 03.02.2023 
 

Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 
 
Stellungnahme: EAM Netz GmbH, Gladenbach, 

vom: 16.01.2023 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme war inhaltlich bereits Gegenstand der Abwägung 
zum frühzeitigen Beteiligungsverfahren. Hierauf wird verwiesen. 
Weiterer Handlungsbedarf besteht nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



EAM Netz 
Ein Unternehmen der � Gruppe 

Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

r,4���v Heiner . r Brück 

2/2  

Stellungnahme: EAM Netz GmbH, Gladenbach, 

vom: 16.01.2023 

Änderungen/Bemerkungen 
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Stellungnahme: EAM Netz GmbH, Gladenbach, 

vom: 16.01.2023 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Hessen Mobil 
Straßen- und Verkehrsmanagement 

Dillenburg 

Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement 
Postfach 1443. 35664 Dillenburg 

Groß & Hausmann GbR 
Bahnhofsweg 22 
35096 Weimar 

L 3092, Gemeinde Lahntal, Ortsteil Caldern 

HESSEN 

---- -- -
Aktenzeichen BV 12.3 Wa - 34 c 1 

Bearbeiter/in 
Telefon 
Fax 
E-Mail 

Datum 03. Januar 2023 

Flächennutzungsplanänderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern" [Entwurf 
11/2022] 
Beteiligung der Behörden - Einholung der Stellungnahmen [§ 4 (2) BauGB] 

Ihr Schreiben vom 13.12.2022 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit der vorgelegten Änderung des Flächennutzungsplans soll nördlich von Caldern eine Sonderbau­
fläche Rettungswache ausgewiesen werden, um den Bebauungsplan "Rettungswache Caldern" in 
diesem Bereich vorzubereiten. 

Wird meine Stellungnahme zu dem mir parallel vorgelegten Bebauungsplan „Rettungswache Cal­
dern" beachtet, habe ich keine Bedenken gegen die Flächennutzungsplanänderung in diesem Be­
reich. 

Der Veröffentlichung meiner personenbezogenen Daten wiederspreche ich hiermit ausdrücklich. Bei 
einer Veröffentlichung meiner Stellungnahme sind diese zu schwärzen. 

Ich bitte um Zusendung der nach Verfahrensende gültigen Planfassung und der Begründung jeweils 
als PDF-Datei. 

Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 

Hessen Mobil 
Moritzstraße 16 
35 683 Dillenburg 
mobil.hassen.de 

Telefon: (02771) 840 O 
Fax: (02 7 71) 840 300 
USt-IdNr.: DE811700 237 
BIC: HELADEFFXXX 

Landesbank Hessen-Thüringen 
Zahlungen: HCC-Hessen Mobil 
St.-Nr.: 043/2 26/03501 
IBAN-Nr.: DE67 5005 0000 00010005 12 

Kto. Nr.: 1000 512 
BLZ: 500 500 00 
EORI-Nr.: DE1653547 

1

2

 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 
Abwägung der durchgeführten Verfahren: 
§ 3 (2) BauGB vom 23.01.2023 bis einschließlich 03.03.2023 
§ 4 (2) BauGB vom 19.12.2022 bis einschließlich 03.02.2023 

 
Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 

 
Stellungnahme: Hessen Mobil, Dillenburg, 

vom: 03.01.2023 
Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise waren inhaltlich bereits Gegenstand der Abwägung zum 
frühzeitigen Beteiligungsverfahren. Hierauf wird verwiesen. 
Weiterer Handlungsbedarf besteht nicht. 
 
 
 
zu 2: Der Hinweis wird ohne planändernde Wirkung beachtet. 
Nach Inkrafttreten erhält Hessen Mobil eine rechtskräftige Planausferti-
gung. 
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� LANDESVERBAND D E R  J Ü D I S C H E N  

G E M E I N D E N  I N  H ES S E N  
Körperschaft des öffentl ichen Rechts 

Ldodes,E ba d He ,e, • HPhel,tn ,E E • '1318 Franht.rt ar Mair 

ARCHITEKTURBÜRO 
GROSS & HAUSMANN 
als Vertreter der Gemeinde Lahntal 
Bahnhofsweg 22 

35096 W E I M A R 

Bauleitplanung der Gemeinde Lahntal, Ortsteil Caldern 
FNP-Änderung Bebauungsplan „Rettungswache Caldern" 

Max-Wi llner Haus 
Hebelstraße 6 
60318 Frankfurt am Marn 
Telefon 069 444049 
Telefax 069 431455 
E Mail: 1nfo 'lvJgI1.de 

14. Dezember 2022 
Dr.W/de 

Hier: Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
Ihr Schreiben vom 13.12.2022 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in obiger Angelegenheit haben wir am 07. Dezember 2021 unsere Stellungnahme abgegeben, 

wiederholen den Inhalt und werden von der Möglichkeit der Einsichtnahme keinen Gebrauch 

machen. Fotokopie der genannten Schreiben ist anliegend zu Ihrer gefl. Kenntnisnahme 

nochmals beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

LANDESVERBAND DER JÜDISCHEN 
GEMEINDIJN IN HESSEN 

{fmlo 
(Prof. Dr. K. Werner) 

Anlagen 

B;,nkvPrb1nrl11nß: Frnn• f,,rter Spa • '> ,se von 1822 · IBAN: DE 18 5005 0201 0200 64 ',4 44 · BIC'· HELADEF1822 
 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 

Abwägung der durchgeführten Verfahren: 

§ 3 (2) BauGB vom 23.01.2023 bis einschließlich 03.03.2023 

§ 4 (2) BauGB vom 19.12.2022 bis einschließlich 03.02.2023 

 
Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 

 
Stellungnahme: Landesverband der jüdischen Gemeinden in Hes-

sen, Frankfurt/M. 

vom: 14.12.2022 

Änderungen/Bemerkungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme war bereits Gegenstand der Abwägung zum frühzei-
tigen Beteiligungsverfahren. Hierauf wird verwiesen. 

Weiterer Handlungsbedarf besteht nicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



• DER K REISAUSSC HUSS 
Landkreis Marburg-Biedenkopf • 35034 Marburg 

Groß & Hausmann GbR 
Bahnhofsweg 22 
35096 Weimar (Lahn) 

Beteiligungsverfahren (TÖB) 

0 0 0 0 0 0 

L A N D K R E I S  

0 0 0 li] M A R B U R G  
B I E D E N K O P F  

Fachbereich: Recht und Kommunalaufsicht 
Fachdienst: Kommunal- und Verbandsaufsicht Träger öffentlicher Belange 
Ansprechpartner/in: Frau Sacks 
Zimmer: 222 
Telefon: • · '  · .. 06421 405-1604 .......... , ..................... .. 

Fax:"· 
. .

.
. . 06421 405-1650 

Vermittlung: 06421 405-0 
E-Mail: SacksV@marburg-biedenkopf.de 

·unser Zeichent ······FD°:iÖ:2°:·fösi"fi:ös/202°f-0Öäf"""""""""""""""" 

(bitte bei Antwort angeben) 

31 .01 .2023 

Bebauungsplan Nr. 13 „Rettungswache Caldern", 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern" 

Ihr Schreiben vom 1 3. 12.2022 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die mit o. a. Schreiben übersandten Planunterlagen haben wir zur Kenntnis genommen. 

Als Träger öffentlicher Belange nehmen wir wie folgt Stellung: 

Fachbereich Bauen, Wasser- und Naturschutz 
Die vorliegenden Planunterlagen wurden durch den Fachbereich Bauen, Wasser- und Naturschutz 
geprüft. 

Durch den Fachdienst Bauen werden weder Anmerkungen noch Bedenken geltend gemacht. 

Der Fachdienst Wasser- und Bodenschutz nimmt aus wasserrechtlicher und fachtechnischer Sicht 
wie folgt Stellung: 
Das Vorhaben befindet sich nicht in einem Wasserschutz- oder Überschwemmungsgebiet. Zu den 
angrenzenden Gewässern mit zugehörigen Gewässerrandstreifen wird ebenfalls ausreichend Ab-
stand eingehalten. 
Das Einleiten des auf den versiegelten Flächen anfallenden und gesammelten Niederschlagswassers 
in den Untergrund (ins Grundwasser) oder in anliegende oberirdische Gewässer bedarf gern. §§ 8 ff. 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Diese ist beim Fachdienst 
Wasser- und Bodenschutz, der Unteren Wasserbehörde beim Landkreis zu. beantragen. N ieder­
schlagswasser soll grundsätzlich von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasser­
wirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. Ferner sind für den Nachweis der 

• Servicezelten: 
Montag bis Freitag 
8.00-14.00Uhr 
und nach Vereinbarung 

0 Dienstgebäude: 
Im Uchlenholz 60 
35043 Marburg.Cappel 
Fax: 06421 405-1500 

0 Buslinien: 
Linie 2, 3 und 13 (H Schuberlslraße) 
Linie 6 und Bus MR-1!0 (H Kreishaus) 

0 Bankverbindungen: 
Sparkasse Marburg-Biedenkopf I Konto-Nr,; 19 j BLZ: 533 500 00 
IBAN für Konto 19: OE08 5335 00000000 0000 19 
SWIFT-BIC.: HElADEF1MAR 

E-Mail: landkreis@marburg-biedenkopf.de ! Internet: www.marburg-biedenkopf.de [ Umsafzsteuer-lD: DE 112 591 630 J Gläubiger•ID: DE762ZZ00000006458 
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Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 
Abwägung der durchgeführten Verfahren: 
§ 3 (2) BauGB vom 23.01.2023 bis einschließlich 03.03.2023 
§ 4 (2) BauGB vom 19.12.2022 bis einschließlich 03.02.2023 
 

Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 
 

Stellungnahme: Landkreis Marburg-Biedenkopf, 
vom: 31.01.2023 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme war inhaltlich bereits Gegenstand der Abwägung 
zum frühzeitigen Beteiligungsverfahren. Hierauf wird verwiesen. 
Weiterer Handlungsbedarf besteht nicht. 
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Unschädlichkeit der Einleitung die technischen Regelwerke DWA-A 1 17 (Bemessung von Regen­
rückhalteräumen (für RRB)), A 1 38 (Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasser) sowie M 1 53 (Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser) oder 
A 1 02 (Grundsätze zur Bewirtschaftung und Behandlung von Regenwetterabflüssen zur Einleitung in 
Oberflächengewässer) anzuwenden. Die Berechnungen sind mitsamt Freiflächen- und Entwässe­
rungsplänen den Antragsunterlagen beizufügen. 

Aus natur- und artenschutzrechtlicher Sicht des Fachdienstes Naturschutz bestehen keine grund­
sätzlichen Bedenken gegen das Vorhaben, wenn die Kompensation abschließend und zeitnah erfolgt. 

Kompensation 
In der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wird ein Defizit von ca. 12.000 BWP festgestellt. Dieses De­
fizit soll durch den Ankauf von Ökopunkten der Gemeinde Lahntal ausgeglichen werden. Der Aus­
gleich ist auf Ebene der Bauleitplanung abschließend zu regeln. Hierzu sind Flächen aus dem Öko­
konto der Gemeinde dem B-Plan zuzuordnen und kartographisch darzustellen. Für die erforderliche 
Erfassung im Naturschutzregister des Landes (NA TU REG) sind der UNB vor Satzungsbeschluss ge­
eignete Shapefiles zur Verfügung zu stellen. 

Hinweise 
Bei der Erschließung der Baufelder und bei erforderlichen Gehölzarbeiten sind die gesetzlichen Brut­
zeiten zu beachten. 
Aus Gründen der kommunalen Umweltvorsorge sollten noch Hinweise zur Schaffung von Nistplatz­
angeboten für die nachgewiesenen Höhlenbrüter (z. B. Sperlinge) in den Plan aufgenommen werden, 
die ein gutes Nistplatzangebot für diese Vogelarten weiterhin sicherstellen. 

Fachbereich Gefahrenabwehr 
Die uns im Rahmen des Verfahrens zur Stellungnahme übersandten Unterlagen haben wir erhalten, 
geprüft und nehmen hierzu in brandschutztechnischer Hinsicht wie folgt Stellung: 

Es bestehen gegen die vorliegenden Planungen in brandschutztechnischer Hinsicht keine Be­
denken und Anregungen. 

Fachbereich Ländlicher Raum und Verbraucherschutz 
Aus der Sicht des von uns zu vertretenden öffentlichen Belanges Landwirtschaft nehmen zu den 
vorliegenden Planungen für den in Rede stehenden Bereich wie folgt Stellung: 

In der Sache haben sich keine zu dem Vorverfahren keine Änderungen ergeben, daher verweisen wir 
auf unsere Stellungnehme vom 1 9.01 .2022 die wir in vollem Umfang aufrecht halten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

(� 
Sacks 
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Stellungnahme: Landkreis Marburg-Biedenkopf, 
vom: 31.01.2023 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise betreffen die nachfolgenden Planungs- und Ausführungs-
ebenen und werden dort berücksichtigt. 
Auf Ebene der Flächennutzungsplanung besteht kein weiterer Hand-
lungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme war bereits Gegenstand der Abwägung zum frühzei-
tigen Beteiligungsverfahren. Hierauf wird verwiesen. 
Weiterer Handlungsbedarf besteht nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Regierungspräsidium Gießen 

Regierungspräsidium Gießen • Postfach 10 08 51 • 35338 Gießen 
Geschäftszeichen: RPGl-31-61a0100/120-2014/11 
Dokument Nr.: 2023/173296 

Bearbeiter/in: 
Telefon: 
Telefax: 

Astrid Josupeit 
+49 641 303-2352 
+49 641 303-2197 

Groß & Hausmann GbR 
Bahnhofsweg 22 

E-Mail: astrid .josupeit@rpg i .hessen. de 
Ihr Zeichen: 

35096 Weimar (Lahn) Ihre Nachricht vom: 13.12.2022 

Datum 02. Februar 2023 

Bauleitplanung der Gemeinde Lahntal 
hier: Änderung des Flächennutzungsplanes für den Bereich 

„Rettungswache Caldern" im Ortsteil Caldern 

Verfahren nach §§ 4(2), 3(2) BauGB 

Ihr Schreiben vom 1 3.12.2022, hier eingegangen am 1 5.12.2022 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aus Sicht der von mir zu vertretenden Belange nehme ich zur o. g. Bauleit­
planung wie folgt Stellung: 

Obere Landesplanungsbehörde 
Bearbeiter: Herr Tripp, Dez. 31 , Tel. 0641/303-2429 

Mit dem Planvorhaben soll auf einer Fläche von ca. 0,2 ha die bestehende 
Rettungswache erweitert werden, um unter anderem den Katastrophen­
schutz zu gewährleisten. Ausgewiesen wird ein Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung Rettungswache. Maßgeblich für die raumordnerische 
Beurteilung des Vorhabens sind die Festlegungen des Regionalplans Mit­
telhessen 201 0 (RPM 201 0). Dieser legt den geplanten Geltungsbereich als 
Vorbehaltsgebiet (VBG) für Landwirtschaft überlagert von einem Vorrang­
gebiet (VRG) für Natur und Landschaft sowie einem VBG für besondere 
Klimafunktionen fest. 

In den VBG für Landwirtschaft soll die Offenhaltung der Landschaft durch 
landwirtschaftliche Bewirtschaftung gesichert werden. In der Abwägung ist 
dem Erhalt einer landwirtschaftlichen Nutzung ein besonderes Gewicht bei-

Hausanschrift: 
35390 Gießen • Landgraf-Philipp-Platz 1 - 7 
Postanschrift: 
35338 Gießen • Postfach 10 08 51 
Telefonzentrale: 0641 303-0 
zentrales Telefax: 0641 303-2197 
Zentrale E-Mail: poststelle@rpgi.hessen.de 
Internet: http:l/www.rp-giessen.de 

Servicezeiten: 
Mo. - Do. 08:00 • 16:30 Uhr 
Freitag 08:00 - 15:00 Uhr 
oder nach Vereinbarung 

Die telefonische Vereinbarung eines 
persönlichen Gesprächstermins wird 
empfohlen. 

Fristenbriefkasten: 
35390 Gießen 
Landgraf-Philipp-Platz 1 - 7 

' 

Güt.,.iegel 
• 

fJmil;enfreundl,cher 
Arbdtgebe< 
land He5sen • �...,  

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 
Abwägung der durchgeführten Verfahren: 
§ 3 (2) BauGB vom 23.01.2023 bis einschließlich 03.03.2023 
§ 4 (2) BauGB vom 19.12.2022 bis einschließlich 03.02.2023 
 

Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 
 

Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 02.02.2023 

Änderungen/Bemerkungen 
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zumessen (vgl. Grundsatz 6.3-2 des RPM 201 0). Die Fläche ist der Land­
wirtschaft bereits weitestgehend entzogen und unmittelbar an das 
bestehende Rettungswachengebäude schließt Wohnbebauung an. Zudem 
führt die Erweiterung am bestehenden Standort zu einem geringeren Ein­
griff, als eine Umsetzung an einem neuen Standort. 

In den VBG für besondere Klimafunktionen sollen die Kalt- und Frischluf­
tentstehung sowie der Kalt- und Frischluftabfluss gesichert und, soweit 
erforderlich wiederhergestellt werden. Diese Gebiete sollen von Bebauung 
und anderen Maßnahmen, die die Produktion und den Transport frischer 
und kühler Luft behindern können, freigehalten werden. Planungen und 
Maßnahmen in diesen Gebieten, die die Durchlüftung von klimatisch bzw. 
lufthygienisch belasteten Ortslagen verschlechtern können, sollen vermie­
den werden. Der Ausstoß lufthygienisch bedenklicher Stoffe soll reduziert, 
zusätzliche Luftschadstoffemittenten sollen nicht zugelassen werden (vgl. 
Grundsatz 6.1 .3-1 des RPM 201 0). Aufgrund der geringen Größe des Plan­
gebietes kann von einer geringfügigen Betroffenheit des vorgenannten 
Grundsatzes ausgegangen werden. 

Die VRG für Natur und Landschaft sind als wesentliche Bestandteile eines 
überörtlichen Biotopverbundsystems zu sichern und zu entwickeln. Die ge­
bietsspezifischen Schutzziele von Naturschutz und Landschaftspflege 
haben Vorrang vor entgegenstehenden Nutzungsansprüchen, Planungen 
und Maßnahmen (vgl. Ziel 6.1 . 1 -1 ,  RPM 201 0). Hier bestehen laut Begrün­
dung keine Bedenken. 

Die Planung ist insgesamt mit den Festlegungen des RPM 201 0  vereinbar. 

Grundwasser, Wasserversorgung 
Bearbeiter: Herr Nachtigall, Dez. 41 . 1 ,  Tel. 0641/303-4148 

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus Sicht der von mir zu vertrete­
nen Belange keine Bedenken. Das Plangebiet befindet sich außerhalb 
eines amtlich festgesetzten Wasserschutzgebietes. 

Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz 
Bearbeiter: Herr Deuster, Dez. 41 .2, Tel. 0641/303-4169 

Ich verweise auf meine Stellungnahme vom 20.01 .2022. 

Kommunales Abwasser, Gewässerqüte 
Bearbeiterin: Frau Sanow, Dez. 41 .3, Tel. 0641 /303-4226 

Die Zuständigkeit liegt beim Landkreis Marburg-Biedenkopf, FD 63.2 -
Wasser- und Bodenschutz. 
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Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 02.02.2023 

Änderungen/Bemerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme war bereits Gegenstand der Abwägung zum frühzei-
tigen Beteiligungsverfahren. Hierauf wird verwiesen. 
Weiterer Handlungsbedarf besteht nicht. 
 
 
zu 2: Der Hinweis wird ohne planändernde Wirkung beachtet. 
Der Fachdienst Wasser- und Bodenschutz des Landkreises wurde am 
Verfahren beteiligt und hat entsprechend Stellung genommen. Auf die 
Abwägung hierzu wird verwiesen. 
Insofern besteht auf Ebene der Bauleitplanung kein weiterer Handlungs-
bedarf. 
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Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasser­
schadensfälle, Altlasten, Bodenschutz 
Bearbeiterin: Frau Schneider, Dez. 41 .4, Tel. 0641/303-4272 

Nachsorgender Bodenschutz: 
Ich verweise auf meine Stellungnahme im bisherigen Verfahren. 
Vorsorgender Bodenschutz: 
Ich verweise auf meine Stellungnahme im bisherigen Verfahren. Auch wenn 
es sich um eine vergleichsweise kleinräumige Überbauung handelt, halte 
ich die Beauftragung einer Bodenkundlichen Baubegleitung für erforderlich, 
da während der Bauphase für den Baustellenverkehr i .d .R. weitaus größere 
Flächen in Anspruch genommen werden als nur die zu überbauende. Auf­
grund der hohen Verdichtungsempfindlichkeit der hier vorliegenden 
Auenböden ist ansonsten ggf. mit vermeidbaren, irreversiblen Schädigun­
gen des Bodengefüges zu rechnen. 

Immissionsschutz II 
Bearbeiter: Herr Orthwein, Dez. 43.2, Tel. 0641/303-4476 

Die Planung wird zur Kenntnis genommen. 
Es wird empfohlen die Planung ggf. mit einem detaillierten Lärmgutachten 
abzusichern, da eine immissionsschutzrechtliche Betrachtung seitens des 
Planers offensichtlich nicht erfolgt ist oder bewertet wurde. 
Eine 8-stündige Nachtruhe für das ausgewiesene Mischgebiet sollte durch 
bauseitigen Lärmschutz (Schallschutzfenster am Immissionsort oder an­
derweitigen Lärmschutz) gewährleistet werden. 
Im Detail verweise ich auf meine Stellungnahme zum Bebauungsplan. 

Bergaufsicht 
Bearbeiterin: Frau Zapata, Dez. 44.1 ,  Tel. 0641 /303-4533 

Der Planungsraum liegt im Bergfreien. 

Landwirtschaft 
Bearbeiter: Herr Brenner, Dez. 51 . 1 ,  Tel. 0641/303-5126 

Bezüglich der mir vorgelegten Unterlagen werden aus Sicht des Belanges 
Landwirtschaft keine Bedenken vorgetragen. 

Obere Naturschutzbehörde 
Bearbeiterin: Frau Smolarek, Dez. 53.1 ,  Tel. 0641 /303-5536 

Die geplante Fläche wurde zwischenzeitlich aus dem Landschaftsschutz­
gebiet „Auenverbund Lahn-Ohm" entlassen. 
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Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 02.02.2023 

Änderungen/Bemerkungen 

 
zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahmen waren bereits Gegenstand der Abwägung zum 
frühzeitigen Beteiligungsverfahren. Hierauf wird verwiesen. 
Weiterer Handlungsbedarf besteht nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Nach § 38 Straßenverkehrsordnung darf Blaues Blinklicht zusammen 

mit dem Einsatzhorn nur verwendet werden, wenn höchste Eile geboten 

ist, um Menschenleben zu retten oder schwere gesundheitliche Schä-

den abzuwenden, eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-

nung abzuwenden, flüchtige Personen zu verfolgen oder bedeutende 

Sachwerte zu erhalten. 

D.h. im Regelbetrieb erfolgt am vorliegenden Standort kein Einsatz von 
Martinshorn. 
Insofern besteht auf Ebene der Bauleitplanung kein Handlungsbedarf. 
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Ich weise darauf hin, dass für weitere naturschutzrechtliche und -fachliche 
Belange die Zuständigkeit der unteren Naturschutzbehörde gegeben ist. 

Meine Dezernate 42.2 Kommunale Abfallwirtschaft und Dez. 53.1 Obere 
Forstbehörde wurden von Ihnen im Verfahren nicht beteiligt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. 
Josupeit 
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Stellungnahme: Regierungspräsidium Gießen, 
vom: 02.02.2023 

Änderungen/Bemerkungen 

 
zu 5: Der Hinweis wird ohne planändernde Wirkung beachtet. 
Die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises wurde am Verfahren 
beteiligt und hat entsprechend Stellung genommen. Auf die Abwägung 
hierzu wird verwiesen. 
Insofern besteht auf Ebene der Bauleitplanung kein weiterer Handlungs-
bedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke, Postfach 11 14 20, 35359 Gießen 

Groß & Hausmann GbR 
Bahnhofsweg 22 
35096 Weimar/Lahn 

Zweckverband 
Mitte/hessische 
Wasserwerke 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Ihr Zeichen: FNP-Anderung Rettungswach 
Caldern, Lahntal-Caldern 

Ihre Nachricht vom: 13 . 12.2022, Hr. Hausmann 
Unser Zeichen: 

Auskunft erteilt: 
Telefon: 
Telefax: 
E-Mail: 

Datum: 

sa-gr 

Christian Saufaus 
0641 9506-1 34 
0641 9506-197 
csaufaus@zmw.de 

01 .02.2023 

Bauleitplanung der Gemeinde Lahntal, Ortsteil Caldern 
Flächennutzungsplan-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern" 
- hier: Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der 

Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Rahmen des o. g. Bauleitplanverfahrens (Stand November 2022) geben wir folgende Stel­
lungnahme ab: 

1 .  Gegen den Entwurf des Flächennutzungsplans, aufgestellt von Groß & Hausmann 
(Weimar), bestehen hinsichtlich der Wasserversorgung (zusätzlicher Wasserbedarf) un­
sererseits keine Bedenken. 

2 .  Unsere Stellungnahme vom 1 7.01 .2021 behält Gültigkeit 

Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 

(ß .  ��'-
Christian Saufaus 
Planung-Ausführung-Dokumentation (PAD) 

Hausanschrift: 
Teichweg 24 
35396 Gießen 
Telefon: 0641 9506-0 
Telefax: 0641 9506-197 

Postanschrift: 
Postfach 1 1  14 20 
35359 Gießen 
E- Mail: info@zmw.de 
Internet: www.zmw.de 

Verbandsvorsitzender: 
Bürgermeister Christian Somogyi 

Stellv. Verbandsvorsitzende: 
Stadträtin Gerda Weigel-Greilich 

Handelsregister: 
Amtsgericht Gießen 
HRA 2484 
Steuer-Nr.: 
020 226 80117 

Bankverbindung: 
Sparkasse Gießen 
IBAN: DE91 5135 0025 0200 5069 00 
Sparkasse Marburg-Biedenkopf 
IBAN: DE75 5335 0000 0000 0250 03 

 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 

Abwägung der durchgeführten Verfahren: 

§ 3 (2) BauGB vom 23.01.2023 bis einschließlich 03.03.2023 

§ 4 (2) BauGB vom 19.12.2022 bis einschließlich 03.02.2023 

 
Abwägungsbeschluss der Gemeindevertretung 

 
Stellungnahme: Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke, 

vom: 01.02.2023 

Änderungen/Bemerkungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme war bereits Gegenstand der Abwägung zum frühzei-
tigen Beteiligungsverfahren. Hierauf wird verwiesen. 

Weiterer Handlungsbedarf besteht nicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Bauleitplanung der Gemeinde 
Lahntal 

 
FNP-Änderung zum Bebauungsplan "Rettungswache Caldern“, Ortsteil Caldern 
Abwägung der durchgeführten Verfahren gem.: 
§ 3 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 

§ 4 (1) BauGB vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 

§ 3 (2) BauGB vom 23.01.2023 bis einschließlich 03.03.2023 

§ 4 (2) BauGB vom 19.12.2022 bis einschließlich 03.02.2023 

 
Beschlüsse der Gemeindevertretung 

 
A: Abwägungsbeschluss 
B: Feststellungsbeschluss 

Änderungen/Bemerkungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A: Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahntal beschließt die 

Abwägungen in der vorliegenden Form. Darüber hinaus sind kei-

ne weiteren Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen ein-

gegangen. 
 

B: Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahntal beschließt die 

FNP-Änderung zum Bebauungsplan "Rettungswache Caldern“ 

(Stand: März 2023) in der vorliegenden Form gem. § 6 BauGB. 

 

 

Die Begründung inkl. Umweltbericht (Stand: März 2023) wird gebilligt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 




